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Nr. 641

Abgrenzung von Hauptamt und Nebenamt 

Seit Inkrafttreten der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt am 01.07.1994 herrscht Unklarheit über die Frage, ob die durch den Hauptverwaltungsbeamten wahrgenommenen weiteren Funktionen (z. B. in wirtschaftlichen Unternehmen) dem Hauptamt zuzuordnen als Ehrenamt oder als Nebentätigkeit anzusehen sind. Das hat auch Auswirkung auf die Frage, ob in diesem Zusammenhang gewährte Vergütungen einer generellen Ablieferungspflicht un​terliegen oder innerhalb der durch § 6 Nebentätigkeitsverordnung (NVO LSA) festgelegten Grenzen dem Hauptverwaltungsbeamten verbleiben.

Beispielhaft für diese Problematik ist die Regelung des § 119 Abs. 1 GO LSA. Danach vertritt der Bürgermeister die Gemeinde in der Gesellschafterversammlung oder in dem entsprechen​den Organ der Unternehmen und Einrichtungen in einer Rechtsform des Privatrechts, an dem die Gemeinde beteiligt ist.

Die Landesgeschäftsstelle hat sich deshalb am 12.10.1995 an das Ministerium des Innern gewandt und um Klärung der mitunter schwierigen Rechtsfrage gebeten. 

Unsere Rechtsauffassung haben wir seinerzeit wie folgt dargelegt:

Gemäß § 1 Abs. 1 Nebentätigkeitsverordnung (NVO) ist Nebentätigkeit jede Tätigkeit, die nicht dem Hauptamt zugeordnet wird. Der Amtsinhalt des einem Beamten durch Ernennung übertragenen statusrechtlichen Amtes (Hauptamt) wird durch den Gesetz​geber und/oder organisationsrechtliche Entscheidung des Dienstherrn bestimmt (vgl. Schütz, Beamtenrecht, 5. Aufl., Teil C, § 3 Rdnr. 13 und § 74 Rdnr. 2). § 119 Abs. 1 GO LSA würde somit den Inhalt des Amtes eines Bürgermeisters/Oberbürgermeisters kon​kretisieren mit der Folge, daß die Vertretung des Bürgermeister/Oberbürgermeisters in wirtschaftlichen Unternehmen nicht als Nebentätigkeit anzusehen ist. Folgerichtig wä​ren die dem Bürgermeister/Oberbürgermeister durch die Wahrnehmung entsprechen​der Funktionen entstehenden Aufwendungen durch die regelmäßigen Dienstbezüge abgegolten. 

Nach unserer Auffassung ist die Rechtslage dann anders zu beurteilen, wenn der Bür​germeister/Oberbürgermeister aus der Gesellschafterversammlung oder einem entspre​chenden Organ des Unternehmens, in dem er die Gemeinde/Stadt vertritt, in ein ande​res Gremium dieses Unternehmens oder eines anderen Unternehmens entsandt/gewählt wird. Eine dem folgende Tätigkeit dürfte nicht mehr dem Hauptamt zuzuordnen sein mit der Folge, daß es sich um eine Nebentätigkeit (Nebenbeschäftigung) handelt, für die nur dann eine Ablieferungspflicht gemäß § 6 NVO LSA besteht, wenn der Bürgermei​ster/Oberbürgermeister diese Tätigkeit auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung des Gemeinderates/Stadtrates ausübt.

Mit Schreiben vom 31.03.1999 - 31.2-03012 - erhielten wir folgende Antwort:

„Zur Klarstellung hinsichtlich der von Ihnen aufgeworfenen Frage der Abgrenzung zwischen dem Hauptamt und Nebentätigkeiten von Bürgermeistern und Oberbürgermeistern nehme ich wie folgt Stellung:

Zum Hauptamt des Bürgermeisters gehören die Tätigkeiten, die aus der Kommunalverwaltung nicht ausgegliedert sind. So zählt die Leitung eines kommunalen Eigenbetriebs zum Hauptamt. Funktio​nen, die durch Rechtsnormen bis hin zu einer Satzung dem Bürgermeister in einer Stiftung, Anstalt oder anderen öffentlichen Körperschaft zugewiesen sind, sind ebenfalls dem Hauptamt des Bürger​meisters zuzuordnen. Auch die Tätigkeit des Bürgermeisters, die kraft Gesetzes, durch Satzung oder Organisationsentscheid der obersten Dienstbehörde ihm unmittelbar in einer juristischen Person des Privatrechts zugewiesen wurde, fällt in das Hauptamt (sogenanntes „geborenes Mitglied“). 

Neben der in § 119 Abs. 1 GO LSA genannten Vertretung der Gemeinde durch den Bürgermeister in einer Gesellschafterversammlung zählt etwa auch die nach § 101 Abs. 2 AktG mögliche Besetzung von für die Gemeinde reservierten Aufsichtsratsposten zum Hauptamt, soweit der Gemeinderat über die Besetzung entscheidet. Der Gemeinderat als oberste Dienstbehörde definiert mit der Entschei​dung, den Bürgermeister auf den für die Kommune reservierten Aufsichtsratsposten zu entsenden, das Amt des Bürgermeisters in funktioneller Hinsicht (VGH Baden-Württ., Baden-Württ. Verwbl. 1965, S. 59 (60)).

Sowohl für den ehrenamtlichen als auch für den hauptamtlichen Bürgermeister folgt aus der Zuord​nung zum Hauptamt, daß Vergütungen nicht gezahlt werden. Für die hauptamtlichen Bürgermeister folgt dies aus dem Verbot der Doppelalimentation. Bei ehrenamtlichen Bürgermeistern gebietet das Ehrenamt das unentgeltliche Tätigwerden (so BVerwG in IÖD 1998, S. 266 (26)).

Anders stellt sich die Situation dar, wenn der Bürgermeister beispielsweise auf der Gesellschafter​versammlung in den Aufsichtsrat gewählt wird (sogenannte „gekorene Mitgliedschaft"). Die Ent​scheidung über die Besetzung der Position hat nicht die oberste Dienstbehörde getroffen, sondern das Organ der selbständigen juristischen Person des Privatrechts. Die regelmäßig dieser Wahlent​scheidung zugrundeliegende Weisung des Gemeinderats an seine Vertreter in den Organen der juri​stischen Person des Privatrechts, den Bürgermeister vorzuschlagen und zu wählen, läßt die Tätigkeit aber zu einer Nebenbeschäftigung im Sinne des Nebentätigkeitsrechts werden. Für die Veranlassung durch den Dienstvorgesetzten läßt die Rechtsprechung schon ausreichen, daß der Gemeinderat einen Anstoß zur Wahl des Bürgermeisters gegeben hat. Der hauptamtliche Bürgermeister unterliegt dann hinsichtlich der Vergütung den Bestimmungen der Nebentätigkeitsverordnung des Landes Sachsen‑ Anhalt (NVO LSA). Vergütungen über die in § 6 NVO LSA genannten Freigrenzen hinaus sind an den Dienstherren abzuführen. Die Abführungspflicht verhindert eine Verzerrung des Besoldungsge​füges. Die über § 1 Abs. 1 Nr. 1 BBesG sichergestellte einheitliche Vergütung von Beamten des Bundes, der Länder und Gemeinden soll nicht durch die Übernahme vergüteter Nebentätigkeiten ausgehebelt werden. Bei dem ehrenamtlich tätigen Bürgermeister besteht keine Abführungspflicht nach der Nebentätigkeitsverordnung. Dies ergibt sich aus § 109 Abs. 1 Nr. 2 BG LSA, der § 69 BG LSA und damit auch die Nebentätigkeitsverordnung bei Ehrenbeamten für nicht anwendbar erklärt.“

Da diese Stellungnahme weitere Fragen offengelassen hat, insbesondere wie die in einem öf​fentlichen Ehrenamt (z. B. Verbandsvorsitzender eines Abwasserzweckverbandes oder Ver​waltungsratsvorsitzender einer Sparkasse) wahrgenommenen Funktionen einzuordnen sind, haben wir uns erneut an das Innenministerium gewandt, beispielhaft mögliche Fallkonstella​tionen einer Nebentätigkeit (Nebenamt/Nebenbeschäftigung) aufgezeigt und um abschließende Klarstellung gebeten. 

Mit Schreiben vom 12.11.1999 hat uns jetzt folgende abschließende Nachricht erreicht:

„Die Frage, ob eine Abführungspflicht für die Bürgermeister, Landräte und Beigeordneten besteht, setzt zunächst eine Einordnung der Tätigkeiten in die Gruppen des öffentlichen Ehrenamts, des Hauptamts und der Nebentätigkeit voraus. Ergänzend zu meinem Erlaß vom 31.03.99 gebe ich dazu folgende Hinweise:

Das öffentliche Ehrenamt fällt nach § 65 Abs. 1 Satz 2 BG LSA nicht unter die Nebentätigkeit. Das Beamtengesetz des Landes enthält keine Definition des öffentlichen Ehrenamts. Ein öffentliches Eh​renamt liegt dann vor, wenn es sich um ein Tätigkeit für eine juristische Person des öffentlichen Rechts handelt, die im Rahmen eines öffentlich‑rechtlichen Rechtsverhältnisses ohne Vergütung ausgeübt wird. Die Eingruppierung als öffentliches Ehrenamt erfolgt durch Gesetze. Beispiele für eine solche gesetzliche Festlegung sind der Vorsitzende des Verwaltungsrats einer Sparkasse (§ 14 Abs. 1 SpkG), der Vorsitzende eines Zweckverbands (§ 12 Abs. 2 Satz 4 GKG LSA) oder auch der Vertreter einer Mitgliedsgemeinde in der Verbandsversammlung (§ 16 Abs. 4 GKG LSA i.V.m. 
§ 33 GO LSA). Nimmt der Bürgermeister ein öffentliches Ehrenamt wahr, muß er Aufwandsent​schädigungen für diese Tätigkeit nicht abliefern. Die Aufwandsentschädigungen aus diesen öffentli​chen Ehrenämtern verbleiben den Bürgermeistern und Landräten in vollem Umfang. Zum Hauptamt zählen, wie schon in meinem Erlaß vom 31.03.99 ausgeführt, alle durch Gesetz (§ 119 Abs. 1 GO), durch Gesellschaftervertrag oder durch Organisationsentscheidung des Rates oder Kreistages den Bürgermeistern, Beigeordneten und Landräten abstrakt kraft Amtes zugewiesenen Mandate in kommunalen Gesellschaften. Die Besoldung aus dem Hauptamt deckt diese Tätigkeit mit ab. Einkünfte aus diesen Tätigkeiten sind komplett an den Dienstherrn abzuführen. 

Eine Tätigkeit wird nicht mehr im Hauptamt ausgeübt, wenn ein Organ einer juristischen Person des Privatrechts den Bürgermeister, Beigeordneten oder Landrat konkret als Person durch eine Wahl für diese Tätigkeit bestimmt. Der (Aus‑)Wahlakt dokumentiert, daß die Tätigkeit nicht feststehender Bestandteil des Hauptamts ist. So ist die Position des Aufsichtsratsvorsitzenden eine Nebentätigkeit, wenn der Aufsichtsrat das alleinige Auswahlrecht hat. Die kommunale Gebietskörperschaft hat aber durch ihre Stimmen für die Wahl des Bürgermeisters oder Landrats in den Aufsichtsrat die Mög​lichkeit eröffnet, daß er für den Vorsitz kandidiert. Hinsichtlich der Beigeordneten wird der Bürger​meister oder Landrat deren Wahl in Aufsichtsräte vorgeschlagen haben. Aufgrund seines bestim​menden Einflusses veranlaßt der Dienstvorgesetzte die Nebenbeschäftigung. Eine Abführungspflicht entsteht für diese Nebenbeschäftigung dann, wenn die Jahresbruttoeinkünfte aus der Nebentätigkeit die nach Besoldungsgruppen gestaffelten Obergrenzen übersteigen. Dazu verweise ich auf die in § 6 Abs. 1 NVO LSA festgesetzten Beträge.

Die Tätigkeit für die kommunalen Spitzenverbände ist nach § 2 Nr. 4 NVO LSA Nebentätigkeit. Eine Abführungspflicht nach § 6 Abs. 1 NVO LSA besteht allerdings nicht, da der Gemeinderat oder der Kreistag die Nebenbeschäftigung nicht veranlaßt haben. Die Wahl in die Präsidentenämter erfolgt durch die Kreisvorstandskonferenz bzw. Landkreisversammlung, auf die die einzelne Ge​bietskörperschaft keinen bestimmenden Einfluß hat. Auch die Aufwandsentschädigungen für eine Mitgliedschaft im Rundfunkrat, im Vorstand des ostdeutschen Sparkassen‑ und Giroverbands, als Vorsitzender im Kommunalen Studieninstitut und im Sparkassenbeteiligungsverband stammen zwar aus einer Nebenbeschäftigung, die aber nicht auf Veranlassung des Dienstvorgesetzten ausgeübt wird. Es fehlt hier am bestimmenden Einfluß des Dienstvorgesetzten. Ich hoffe damit zur Klarstel​lung beigetragen zu haben. Die Regierungspräsidien werden von mir entsprechend informiert. Ich stelle anheim, beide Erlasse zur Abgrenzung des Haupt‑ und Nebenamts in den Kommunalnach​richten zu veröffentlichen.“

Zur weiteren Information geben wir die vom Innenministerium auf der Basis unserer Aufstel​lung herausgegebenen Übersicht über exemplarische Fallkonstellationen zum Hauptamt und zur Nebentätigkeit wieder:

I. Bürgermeister und Landräte

	Institution


	Funktion
	erlangt durch
	Entgelt
	Einordnung der Funktion
	Ablieferungs-pflicht

	Städtische Eigen- oder Beteiligungsge​sellschaft
	Vertreter in der Gesellschafter-versammlung
	§ 119 GO LSA
	Sitzungsgeld
	Hauptamt
	ja

	Städtische Eigen- oder Beteiligungsge​sellschaft
	Aufsichtsrats-vorsitzender
	Regelung des Gesellschafts-vertrages
	Aufwandsent-schädigung
	Hauptamt
	ja

	Städtische Eigen- oder Beteiligungsge​sellschaft
	Aufsichtsrats-vorsitzender
	Vorschlag des Stadtrats und anschließende Wahl im Aufsichtsrat
	Aufwandsent-schädigung
	Nebenbeschäfti-gung, § 1 Abs. 3 NVO LSA
	ja; § 6 Abs. 1 NVO LSA, weil auf Vorschlag des Dienstvorgesetzten gewählt


	Städtische Eigen- oder Beteiligungsge​sellschaft
	Aufsichtsrats-vorsitzender
	Wahl des Aufsichtsrats
	Aufwandsent-schädigung
	Nebenbeschäfti-gung, § 1 Abs. 3 NVO LSA
	ja; § 6 Abs. 1 NVO LSA, weil durch den Dienstvor​gesetzten veranlaßt

	Sparkasse
	Vorsitzender des Verwal-tungsrats
	§ 10 Abs. 1 SpkG LSA
	Aufwandsent-schädigung
	öffentliches Ehrenamt, § 14 Abs. 1 SpkG LSA
	nein

	Zweckverband
	Verbands-vorsitzender
	Wahl der Verbandsver​sammlung
	Aufwandsent-schädigung
	öffentliches Ehrenamt, § 12 Abs. 2 Satz 4 GKG LSA
	nein

	Sparkassenbe-teiligungsver-band
	Vorstands-mitglied
	Wahl der Verbandsver​sammlung
	Aufwandsent-schädigung
	Nebenbeschäfti-gung, § 1 Abs. 3 NVO LSA
	nein, weil nicht durch den Dienst-vorgesetzten veranlaßt

	Ostdeutscher Sparkassen- und Giroverband
	Vorstands-mitglied
	Wahl der Verbandsver​sammlung
	Aufwandsent-schädigung/

Sitzungsgeld
	Nebenbeschäfti-gung, § 1 Abs. 3 NVO LSA
	nein, weil nicht durch den Dienst-vorgesetzten veranlaßt

	Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt
	Präsident
	Wahl der Kreisvorstands​konferenz
	Aufwandsent-schädigung
	Nebenbeschäfti-gung, § 1 Abs. 3 NVO LSA
	nein, weil nicht durch den Dienst-vorgesetzten veranlaßt

	Rundfunkanstalt MDR
	Mitglied des Rundfunkrats
	Benennung der kommunalen Spitzenverbän-de gemäß § 19 MDR-Staats-vertrag
	Sitzungsgeld
	Nebenbeschäfti-gung, § 1 Abs. 3 NVO LSA
	nein, weil nicht durch den Dienst-vorgesetzten veranlaßt


II. Beigeordnete und andere mit der Verwaltung beauftragte Bedienstete

	Institution


	Funktion
	erlangt durch
	Entgelt
	Einordnung der Funktion
	Ablieferungs-pflicht

	Zweckverband
	Mitglied der Verbands​versammlung
	Wahl gemäß 

§ 11 Abs. 1 GKG LSA
	Sitzungsgeld
	öffentliches Ehrenamt, § 16 Abs. 4 GKG LSA; § 33 GO LSA
	nein

	Zweckverband
	Verbands-vorsitzender
	Wahl gemäß 

§ 12 Abs. 2 GKG LSA
	Aufwandsent-schädigung und Sitzungsgeld
	öffentliches Ehrenamt, § 12 Abs. 2 Satz 4 GKG LSA
	nein

	Kommunales Studieninstitut e.V.
	Vorsitzender
	Wahl der Mitglieder
	Aufwandsent-schädigung
	Nebenbeschäfti-gung , § 1 Abs. 3 NVO LSA
	nein; keine Veranlassung des Dienstvorgesetzten

	Städtische Eigen- oder Beteiligungs-gesellschaft (GmbH)
	Aufsichtsrats-mitglied
	Wahl der Gesellschafter
	Aufwandsent-schädigung
	Nebenbeschäfti-gung, § 1 Abs. 3 NVO LSA
	ja; § 6 Abs. 1 NVO LSA

	Städtische Eigen- oder Beteiligungs-gesellschaft (AG)
	Aufsichtsrats-mitglied
	Wahl der Aktionärsver​sammlung
	Aufwandsent-schädigung
	Nebenbeschäfti-gung, § 1 Abs. 3 NVO LSA
	ja; § 6 Abs. 1 NVO LSA
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